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Salzburger Landesgrundverkehrsgesetz 1964. LGBI. Nr. 95;
keine Aufhebung des § 15 Abs. 3. des § 15a Abs. 1 oder des
§ 16 Abs. 1; die Grundverkehrslandeskommission ist nicht
gemäß Art. 133 Z. 4 B-VG. eingerichtet; auch die Organisation
der im Salzburger Landesgrundverkehrsgesetz 1964 begrün-
deten Kollegialbehörden schließt nicht aus. daß diese Kollegial-
behörden weisungsgebunden sind; die Beisitzer gemäß § 15a
Abs. 1 und § 16 Abs. 1 werden nicht durch einen behördlichen
Akt ernannt. Eigenschaft als Beisitzer erhalten die nominierten
Personen durch das Gesetz selbst. das mit der Entsendung

die Beisitzereigenschaft verbindet.
B-VG.; eine Kollegialbehörde ist nicht gemäß Art. 133 Z. 4
eingerichtet. wenn das Gesetz keine Regelung enthält. daß die
Richter und "auch die übrigen Mitglieder der Kommission an
keine Weisung gebunden sind"; in einem solchen Falle sind
sowohl die der Kollegialbehörde angehörenden Richter - da
sie weder nach Art. 133 Z. 4 bestellt sind. noch ihr richterliches
Amt ausüben (Art. 81 Abs. 1). wenn sie im Kollegium fun-
gieren -. als auch die übrigen Kommissionsmitglieder nicht
weisungsfrei. sondern weisungsgebunden (Art. 20 Abs. 1); im
Wesen der Kollegialbehörde liegt kein Hindernis. sie Wei-

sungen zu unterwerfen.
Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen eine Regelung.
die anordnet. daß die Landesregierung Mitglieder einer
Kollegialbehörde auf Grund eines Vorschlages des Präsidenten
des Landesgerichtes zu bestellen hat - die Zustimmung der
Bundesregierung gemäß Art. 91 Abs. 2 B-VG. vorausgesetzt -;
die Vorschläge des Präsidenten des Landesgerichtes sind nur
ein Sachverhalt. an den das Gesetz den Auftrag an die das
Gesetz vollziehende Landesregierung knüpft. auf Grund dieser

Vorschläge die Mitglieder zu ernennen
Erk. v. 26. Juni 1969, G 27-29/68

§ 15 Abs. 3, § 15 a Abs. 1 und § 16 Abs. 1 des Salzburger Landes-
grundverkehrsgesetzes 1964 - Anlage zur Wiederverlautbarungskund-
madmng LGBI. Nr. 95/1964 - werden nicht als verfassungswidrig aufge-
hoben.

Entscheidungsgründe :

A. I. Anlaß für dieses im Sinne des Art. 140 B-VG. von Amts
wegen eingeleitete Gesetzesprüfungsverfahren ist die gemäß Art. 144



Nr. 5985. Erk. v. 26. Juni 1969,G 27-29168 395

B-VG. erhobene Beschwerde gegen einen in zweiter Instanz erflos-
senen Bescheid der Grundverkehrslandeskommission, mit dem die
nach § 2 Salzburger Landesgrundverkehrsgesetz 1964 - Anlage zur
Wiederverlautbarungskundmachung LGBl. Nr. 95/1964 - (hier kurz
bezeichnet: LGVG. 1964) erforderliche Zustimmung zur Ubertragung
des Eigentums an Grundstücken auf den ~eschwerdeführer versagt
worden ist. In erster Instanz hatte die Grundverkehrskommission
für den politischen Bezirk Salzburg-Umgebung entschieden.

11. 1. § 15 a Abs. 1 LGVG. 1964 lautet: "Die Grundverkehrskom-
mission besteht aus dem Bezirkshauptmann als Vorsitzenden oder
einem von ihm aus dem Stande der rechtskundigen Beamten der
Bezirkshauptmannschaft bestellten Vertreter, zwei im politischen
Bezirk wohnhaften land- oder forstwirtschaftlichen Fachmännern, die
von der für den politischen Bezirk eingerichteten Bezirksbauern-
kammer als Beisitzer entsendet werden, und einem weiteren von der
Gemeindevertretung der Gemeinde, in der das Grundstück oder
dessen größter Teil gelegen ist, entsendeten Beisitzer. In den Fällen,
in denen es sich um ein Rechtsgeschäft handelt, das dazu abge-
schlossen werden soll, um das Grundstück anderen als land- und
forstwirtschaftlichen Zwecken zu widmen, besteht die Grundver-
kehrskommission aus drei weiteren Beisitzern, von denen je einer
von der Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Salzburg, von
der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Salzburg und von
der Landarbeiterkammer für Salzburg entsendet wird. Für jeden
Beisitzer ist von der entsendeten Körperschaft ein Ersatzmann zu
bestimmen. Die Beisitzer (Ersatzmänner) müssen zum Landtag wähl-
bar sein; ihre Amtsdauer beträgt fünf Jahre."

2. § 16 Abs. 1 leg. cit. hat folgenden Wortlaut: "Die Grundver-
kehrslandeskommission besteht aus einem auf Grund von Vor-
schlägen des Präsidenten des Landesgerichtes Salzburg von der
Landesregierung berufenen Richter als Vorsitzenden bzw. einem
ebenso berufenen Richter als dessen Stellvertreter und zwei land-
oder forstwirtschaftlichen Fachmännern, die von der Salzburger
Kammer für Land- und Forstwirtschaft als Beisitzer entsendet werden.
In den Fällen, in denen es sich um ein Rechtsgeschäft handelt, das
dazu abgeschlossen werden soll, um das Grundstück anderen als
land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken zu widmen, besteht die
Grundverkehrslandeskommission aus drei weiteren Beisitzern, von
denen je einer von der Kammer der gewerblichen Wirtschaft für
Salzburg, von der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Salz-
burg und von der Landarbeiterkammer für Salzburg entsendet wird.
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Der dritte und vierte Satz des Abs. 1 sowie die Abs. 2 bis 4 des § 153.
finden sinngemäße Anwendung."

3. Gemäß § 15 Abs. 3 LGVG. 1964 sind die "Entscheidungen der
Grundverkehrslandeskommission ... endgültig".

B. Die zitierten Geset~sstellen sind im Sinne des Art. 140 B-VG.
Voraussetzung der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes in
diesem Beschwerdeverfahren.

C. I. 1. In seinem das Verfahren einleitenden Beschluß hat der
Verfassungs gerichtshof zunächst ausgeführt:

"Die Grundverkehrslandeskommission dürfte nicht den Anfor-
derungen des Art. 133 Z. 4 B-VG. entsprechen; ihre nichtrichterlichen
Mitglieder scheinen nämlich nicht durch Gesetz in Ausübung dieses
Amtes weisungsfrei gestellt zu sein.

Andererseits scheint durch die Bestellung der nichtrichterlichen
Kommissionsmitglieder, wie sie durch § 16 Abs. 1 leg. cit. geregelt
ist, der Landesregierung jede Möglichkeit einer Einflußnahme auf
die Kommission genommen zu sein; die Landesregierung dürfte - ob-
wohl sie oberstes Landesorgan ist und die Grundverkehrslandeskom-
mission nicht gemäß Art. 133 Z. 4 B-VG. eingerichtet ist - der
Grundverkehrsbehörde gegenüber ausgeschaltet sein.

Wenn aber durch einfaches Gesetz Kollegialbehörden geschaffen
werden, die - obwohl die Vorschrift des Art. 133 Z. 4 B-VG. auf
sie nicht zutrifft - jedem Einfluß des obersten Vollzugsorgans ent-
zogen sind, dann muß jedenfalls - soll eine verfassungswidrige
Schmälerung der Zuständigkeit des obersten Vollzugsorgans ver-
mieden werden - wenigstens ein Instanzenzug an das oberste Voll-
zugsorgan gegeben sein.

Dieser Instanzenzug ist aber hier durch die Vorschrift des § 15
Abs. 3 leg. cit. abgeschnitten.

Die in § 15 Abs. 3 und § 16 Abs. 1 LGVG. 1964 liegende Regelung
dürfte demnach in der umschriebenen Beziehung verfassungswidrig
sein.

Der Verfassungsgerichtshof weist in diesem Zusammenhang auf
sein Erk. Slg. Nr. 3054/1956 betreffend die damalige Stellung der
Grundverkehrslandeskommission im Bundesland Steiermark hin;
damals wurde eine Bestimmung des Steiermärkischen Grundverkehrs-
gesetzes aufgehoben. Hier scheint eine rechtlich gleiche Situation
gegeben zu sein."
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2. Hierüber hat der Verfassungsgerichtshof erwogen:
a) Die Grundverkehrslandeskommission ist nicht gemäß Art. 133

Z. 4 B-VG. eingerichtet. Das Gesetz enthält nämlich keine Regelung,
daß die Richter und "auch die übrigen Mitglieder der Kommission
an keine Weisung gebunden sind".

b) Es sind also sowohl die der Kommission angehörenden Richter.
- da sie weder nach Art. 133 Z. 4 B-VG. bestellt sind noch ihr
richterliches Amt ausüben (Art. 87 Abs. 1 B-VG.), wenn sie in der
Kommission fungieren - als auch die übrigen Kommissionsmit-
glieder nicht weisungsfrei, sondern weisungsgebunden (Art. 20 Abs. 1
B-VG.).

Das widerspricht nicht der Verfassung. Im Wesen der Kollegial-
behörde liegt ebenfalls kein Hindernis, sie Weisungen zu unterwerfen
(vgl. die Verfassungsbestimmung des § 271 BAD. betreffend die
Weisungsfreiheit der Mitglieder der Berufungssenate, die somit über-
flüssig wäre). Auch die Organisation der hier in Rede stehenden
Kollegialbehörden schließt nicht aus, daß die Behörden weisungs-
gebunden sind. Die Landesregierung ist daher in der Lage, den ihr
nach Art. 20 und Art. 101 B-VG. zukommenden Einfluß auf diese
Behörden zu nehmen, obwohl sie selbst ihnen gegenüber nicht
Rechtsmittelinstanz ist. Die Landesregierung ist also in Angelegen-
heiten des Grundverkehrs keineswegs ausgeschaltet; sie hat durch-
aus die rechtliche Möglichkeit, in allen bei den Grundverkehrs
behörden anhängigen Fällen von ihrem Weisungsrecht Gebrauch
zu machen. Die Einrichtung eines Rechtsmittelzuges zum obersten
Vollzugsorgan würde die Effektivität des Weisungsrechtes allein
schon deswegen nicht sichern, weil das Streben der Partei nicht
konform der Weisung zu sein braucht; die Partei wird z. B. wahr-
scheinlich kein Rechtsmittel gegen einen weisungswidrigen Bescheid
einbringen, wenn der Bescheid ihren Interessen entspricht. Eine ver-
fassungswidrige Schmälerung der Rechte des obersten Vollzugs-
organs liegt also - obwohl gegen die Entscheidung der Grund-
verkehrslandeskommission kein Rechtsmittelzug an die Landesregie-
rung führt (§ 15 Abs. 3 leg. cit.) -- nicht vor. Dem Landesgesetz-
geber steht es frei, den Instanzenzug abzukürzen (vgl. die ständige
Rechtsprechung; z. B. Erk. Slg. Nr. 3137/1956, 3237/1957, 3280/1957,
3750/1960).

Der Verfassungsgerichtshof hält damit an den Grundgedanken
seiner Ausführungen im Erk. Slg. Nr. 3134/1956 - es handelte sich
damals um die Berufungskommission nach dem Abgabenrechtsmittel-
gesetz, BGBLNr. 60/1949 - fest. Die im Erk. Slg. Nr. 3054/1956 zum
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Ausdruck kommende Meinung hinsichtlich des Erfordernisses der
Einrichtung eines Rechtsmittelzuges wird nicht aufrechterhalten. Die
oben dargestellten Bedenken (Z. 1) treffen also nicht zu.

Ir. Außerdem hat der Verfassungsgerichtshof in seinem das Ver-
fahren einleitenden Beschluß folgende Bedenken dargelegt:

"Gemäß § 15 a Abs. 1 leg. eit. entsenden die Bezirksbauern-
kammer, die Kammer der gewerblichen Wirtschaft, die Kammer für
Arbeiter und Angestellte und die Landarbeiterkammer Beisitzer bzw.
Ersatzmänner in die Grundverkehrskommission.

Gemäß § 16 Abs. 1 leg. eit. entsenden die Kammer für Land- und
Forstwirtschaft und die Kammer der gewerblichen Wirtschaft, die
Kammer für Arbeiter und Angestellte und die Landarbeiterkammer
Beisitzer bzw. Ersatzmänner in die Grundverkehrslandeskommission.

Der Landesregierung scheint irgendein Einfluß auf die Ent-
sendungsakte, obwohl es sich um Akte des Landesvollziehungs-
bereiches handelt, nicht zuzustehen. Die Gesetzesstellen scheinen es
insbesondere auszuschließen, daß die Landesregierung von ihrem
Weisungsrecht im Landesvollziehungsbereich (Art. 20 in Verbindung
mit Art. 101B-VG.) Gebrauch machen darf.

Auch in dieser Hinsicht besteht also das Bedenken, daß durch die
genannten Gesetzesstellen die Stellung der Landesregierung ver-
fassungswidrigerweise beschränkt wird. Eine verfassungsrechtliche
Garantie, daß den Kammern in dieser Angelegenheit ein Recht auf
Selbstverwaltung zukommt, ist - zumindest zunächst - nicht erkenn-
bar. ... Die Ausführungen ... gelten sinngemäß auch in bezug auf
die Stelle des § 15 a Abs. 1 leg. eit., gemäß der die Gemeindever-
tretung einen Beisitzer in die Grundverkehrskommission entsendet;
es dürfte sich nicht um eine Angelegenheit des selbständigen Wir-
kungsbereiches der Gemeinden im Sinne des Art. 118 B-VG. handeln."

Der Verfassungsgerichtshof hat erwogen:
Die in Rede stehenden Beisitzer werden nicht durch einen be-

hördlichen Akt ernannt, sie werden von Körperschaften - Kammern
und Gemeinden - "entsendet".

Die Körperschaften nominieren bloß. Die Eigenschaft als Bei-
sitzer erhalten die Nominierten durch das Gesetz selbst, das mit der
Entsendung die Beisitzereigenschaft verbindet.

Im Rahmen der Vollziehung des LGVG. 1964 ist die Entsendung
also ein Sachverhalt, an den das Gesetz die Norm knüpft, daß die
Entsendeten die Eigenschaft erlangen, Mitglieder der Kollegial-
behörde zu sein (vgl. etwa die Regelung des § 49 Krankenange-
stelltengesetz, BGBl. Nr. 111957, die an den Sachverhalt des Vor-
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liegens eines ärztlichen Pareres die zur Einweisung in eine Kranken-
anstalt ermächtigende Norm knüpft - Erk. Slg. NI. 4878/1964, 49241
1965).

Verfassungsrechtlich ist gegen eine solche Regelung nichts einzu-
wenden. Es wäre ja auch dem Gesetzgeber durch die Verfassung nicht
verwehrt, die Mitgliedschaft in einer Kollegialbehörde an eine be-
stimmte Stellung in einer Kammer oder einer Gemeinde zu binden;
z. B. könnte das Gesetz bestimmen, daß der jeweilige Präsident der
Landwirtschaftskammer Mitglied der Landesgrundverkehrsbehörde
ist.

Es ist weiters verfassungsrechtlich nichts dagegen einzuwenden,
wenn der Landesgesetzgeber die Nominierung auch einer Kammer
überläßt, die durch Bundesgesetz eingerichtet ist (Kammer der ge-
werblichen Wirtschaft, Kammer für Arbeiter und Angestellte). Würde
das den Aufgabenbereich einer solchen Kammer regelnde Bundes-
gesetz keine Grundlage für eine Nominierung im Sinne des LGVG.
1964 bieten, so wäre das Landesgesetz insoweit allerdings rechtlich
wirkungslos; auch die Bundesregierung könnte durch eine Zustim-
mung gemäß Art. 97 Abs. 2 B-VG. den Aufgabenbereich der Kammer
nicht erweitern. Das LGVG. 1964 wäre aber deswegen nicht ver-
fassungswidrig (vgl. das Erk. vom 14. März 1969, B 116/68, in Ver-
bindung mit dem Erk. Slg. Nr. 3516/1959, aus dem hervorgeht, daß
§ 4 Abs. 1 Z. 5 lit. a Grunderwerbsteuergesetz 1955 in jenen Ländern
nicht anwendbar ist, in denen der Bodenreform-Landesgesetzgeber
eine bestimmte Zuständigkeit der Agrarbehörde nicht begründet hat;
vgl. weiters das Erk. Slg. Nr. 4708/1964, in dem ausgeführt worden

. ist, daß § 13 Abs. 1 Z. 2 zweiter Satz EStG. 1953 und § 7 Abs. 2
Z. 1 lit. a fünfter Satz UStG. 1959 nur in jenen Bundesländern
anwendbar sind, in denen der Landesgesetzgeber bestimmte sach-
verhaltsmäßige Voraussetzungen geschaffen hat.

III. Schließlich sind im Beschwerdeverfahren noch die im Unter-
brechungsbeschluß folgendermaßen umschriebenen Bedenken ent-
standen:

"Gemäß dem ersten Teil des ersten Satzes in § 16 Abs. 1 leg. cit.
dürfte die Landesregierung nicht befugt sein, den Vorsitzenden der
Kommission oder dessen Stellvertreter ohne Vorschlag oder ab-
weichend vom Vorschlag des Präsidenten des Landesgerichtes zu
bestellen.

Dies scheint dem Grundgedanken der Art. 19, 20 und 101 B-VG.,
betreffend die Stellung der Landesregierung als oberstes Vollzugs-
organ, und den Bestimmungen der Art. 105 Abs. 2 und 142 des B-VG.
über die Verantwortlichkeit der Landesregierung zu widersprechen.
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Die Gesetzesstelle scheint also verfassungswidrigerweise die
oberste Vollzugsgewalt der Landesregierung zu beschneiden."

Hierüber hat der Verfassungsgerichtshof erwogen:

Auch die Vorschläge des Präsidenten des Landesgerichtes sind nur
ein Sachverhalt, an den das Gesetz den Auftrag an die das Gesetz
vollziehende Landesregierung knüpft auf Grund dieser Vorschläge
den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter zu berufen.

Gegen eine Regelung, wie sie hier hinsichtlich der Bestellung des
Vorsitzenden (seines Stellvertreters) der Grundverkehrslandeskom-
mission getroffen worden ist, kann verfassungsrechtlich - die Zu-
stimmung der Bundesregierung gemäß Art. 97 Abs. 2 B-VG. voraus-
gesetzt - nichts eingewendet werden. Dies zeigt allein schon der
Umstand, daß - wie sich aus den Ausführungen unter P. Il
ergibt - auch nichts dagegen eingewendet werden könnte, wenn das
Gesetz selbst die Vorsitzendeneigenschaft an eine Nominierung durch
den Präsidenten knüpfte oder wenn es bestimmte, daß der jeweilige
Präsident Vorsitzender ist. Wäre aber eine solche Regelung nicht ver-
fassungswidrig, dann kann es auch die in Prüfung stehende nicht sein,
die sich von jener nur dadurch unterscheidet, daß das Gesetz nicht
selbst unmittelbar die Vorsitzendeneigenschaft begründet, sondern
der Landesregierung aufträgt, diese Eigenschaft durch einen beson-
deren Berufungsakt zu verleihen.

Die Bedenken treffen also auch in diesem Punkte nicht zu.
D. Daher war auszusprechen, daß die in Prüfung gezogenen

Gesetzesstellen nicht als verfassungswidrig aufzuheben sind.


